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Die Grünen 
Die Linke AFD 

Hier gelangen Sie direkt zum 

Wahlprogramm. 

 

Hier gelangen Sie direkt zum 

Wahlprogramm der CSU. 

 

Hier gelangen Sie direkt zum 

Wahlprogramm. 
Hier gelangen Sie direkt zum 

Wahlprogramm. 
Hier gelangen Sie direkt zum 

Wahlprogramm. 
Hier gelangen Sie direkt zum 

Wahlprogramm. 
Hier gelangen Sie direkt zum 

Wahlprogramm. 

Allgemeines 

   Umbau des Steuer-

systems, um Umwelt-

belastung und Res-

sourcenverbrauch 

stärker zu besteuern. 

Steuern und Abgaben 

auf Arbeit sollen ver-

ringert oder als Ener-

giegeld zurückgege-

ben werden. 

  

  Abgabenquote unter 

40 % senken. 

  Deutliche Senkung 

der Steuer- und Abga-

benbelastung.  

Internationales/Europäisches Steuerrecht 

Faire Besteuerung der 

digitalen Wirtschaft. 

 

 

 

 

Einführung einer ef-

fektiven Mindestbe-

steuerung und einer 

fairen Besteuerung 

sog. 

Gemeinsam mit den 

USA eine globale 

Mindestbesteuerung 

für Unternehmen um-

setzen. Klare interna-

tionale Regeln für 

Die internationalen 

Mindeststeuersätze 

für Großunternehmen 

in Deutschland und 

Europa ambitioniert 

umsetzen.  

Wettlauf der Unter-

nehmen um Steuer-

vermeidung unterbin-

den. Drängen auf eu-

ropaweite und globale 

Einführung einer nati-

onalen Digitalsteuer. 

 

Einführung einer 

Steuer auf Rücküber-

weisungen, die den 

https://www.csu.de/common/download/Regierungsprogramm.pdf
https://www.csu.de/common/download/CSU-Programm_Gut_fuer_Bayern_Gut_fuer_Deutschland_final.pdf
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Beschluesse/Programm/SPD-Zukunftsprogramm.pdf
https://www.fdp.de/sites/default/files/2021-08/FDP_BTW2021_Wahlprogramm_1.pdf
https://cms.gruene.de/uploads/documents/Wahlprogramm-DIE-GRUENEN-Bundestagswahl-2021_barrierefrei.pdf
https://www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen2021/Wahlprogramm/DIE_LINKE_Wahlprogramm_zur_Bundestagswahl_2021.pdf
https://www.afd.de/wp-content/uploads/sites/111/2021/06/20210611_AfD_Programm_2021.pdf
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 Digitalunternehmen 

in Deutschland und 

Europa. 

fairen Steuerwettbe-

werb – keine Allein-

gänge.  

 

Mindestsätze für Un-

ternehmensteuern. 

Europäischen Wirt-

schaftsraum (EWR) 

verlassen. 

OECD als internatio-

naler Standardsetzer 

     

Steueroasen bekämp-

fen. 

Steueroasen bekämp-

fen. 

 Harte EU-Regelungen 

gegen den Miss-

brauch von Briefkas-

tenfirmen zur Steuer-

vermeidung.  

Steueroasen bekämp-

fen. 

 

   Steuerpflicht nach der 

Nationalität für Men-

schen mit hohem Ein-

kommen, ähnlich wie 

in den USA, einfüh-

ren, um rein steuer-

lich motivierte Wohn-

sitzwechsel zu verhin-

dern. 

  

Einführung einer ge-

meinsamen Körper-

schaftsteuer-Bemes-

sungsgrundlage in der 

EU.  

Dies schließt auch ein 

abgestimmtes Steuer-

verfahrensrecht mit 

ein. 

 EU-einheitliche Be-

messungsgrundlage 

für die Körperschaft-

steuer.  

 

Gegen die Zulässig-

keit sogenannter Tax-

Deals. 

Einführung einer ge-

meinsamen Bemes-

sungsgrundlage in der 

EU für die Unterneh-

menssteuern. Min-

deststeuersatz von 

mittelfristig 25 % 

ohne Ausnahmen. 

EU-weiter Mindest-

steuersatz für Unter-

nehmen mit breiten 

und einheitlichen Be-

messungsgrundlagen. 
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 Abschaffung des Ein-

stimmigkeitsprinzips 

in Steuerfragen. 

 Abschaffung des Ein-

stimmigkeitsprinzips. 

 

  

Unternehmensbesteuerung 

 Anzeigepflicht für na-

tionale Steuergestal-

tungen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Öffentliches CbCR 

und globales Transpa-

renzregister einfüh-

ren. 

 Anzeigepflicht für na-

tionale Steuergestal-

tungen.  

 

Prüfung einer Über-

gewinnsteuer  

 

 

 

 

 

 

Einführung einer 

Übergewinnsteuer 

(Excess Profit Tax). 

Abschöpfung außer-

ordentlicher Gewinne, 

die wegen der 

Coronakrise erzielt 

wurden.  

 

Öffentliches CbCR 

einführen.  

 

   Verschärfung Zins- 

Lizenzschranke und 

Quellensteuern. 

Einführung Quellen-

steuer von 50 % auf 

alle in nicht koopera-

tive Staaten abflie-

ßenden Zahlungen, 

Dividenden, Zinsen 

und Lizenzabgaben 

von Unternehmen. 
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   Cum-cum und Cum-

ex-Geschäfte been-

den. 

 

  

  „Negative Gewinn-

steuer“ in Wirt-

schaftskrisen. (Kurz-

fristige Liquiditäts-

hilfe wird direkt vom 

Finanzamt ausge-

zahlt.) 

   

Unternehmenssteuer-

reform: Besteuerung 

modernisieren und 

wettbewerbsfähig ma-

chen. 

 

Steuerlast für Ge-

winne, die im Unter-

nehmen verbleiben, 

auf 25 % deckeln 

 

CSU: Begrenzung der 

Steuerlast (auf 25 %) 

und der Abgabenlast 

(40 %) für Unterneh-

men. 

Sicherstellen, dass 

steuerbegünstigte 

Körperschaften poli-

tisch tätig sein kön-

nen.  

Unternehmenssteuer-

last auf 25 % senken. 

 

Neue Rechtsform 

„Gesellschaft mit ge-

bundenem Vermö-

gen“. 

 

Gemeinnützigkeits-

recht anpassen, damit 

sich Vereine aktiv an 

gesellschaftlichen De-

batten beteiligen kön-

nen.  

Erhöhung der Körper-

schaftsteuer auf 25 %. 
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Erhöhung der Höchst-

begrenzung des Ver-

lustvor- und -rücktra-

ges. 

 

CSU: Ausweitung des 

Verlustrücktrages auf 

3 Jahre und 15 bzw. 

30 Mio. Euro. 

 Deutliche Auswei-

tung der Verlustver-

rechnung.  

Ausdehnen des steu-

erlichen Verlustrück-

trages, vor allem für 

kleine und mittlere 

Unternehmen.  

 

  

Rechtsformneutralität 

für Einzelunterneh-

men, Personen- und 

Kapitalgesellschaften 

herstellen. 

     

Verbesserung der 

Thesaurierungsbe-

günstigung. 

     

Verbesserung der 

Gewerbesteuer- 

anrechnung. 

     

Reduzierung der 

Niedrigbesteuerungs-

grenze im AStG. 

     

Wiedereinführung de-

gressiver AfA für be-

wegliche WG des 

AV. AfA für digitale 

Zukunftstechnologien 

verbessern.  

 Einheitliche und ver-

kürzte Abschrei-

bungsfristen von 

höchstens 3 Jahren 

für digitale Wirt-

schaftsgüter. 

Einführung attraktiver 

und zeitlich begrenz-

ter Abschreibungsbe-

dingungen. 
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Schnellere Abschrei-

bungsmöglichkeiten 

für Investitionen in 

IT-Sicherheit. 

Degressive AfA für 

bewegliche WG (dau-

erhaft).  

CSU: Grenzen für 

GWG anheben.  

 Erhöhung der GWG-

Grenze. 

   

Verlängerung der be-

fristeten Abschrei-

bungsmöglichkeiten 

beim Mietwoh-

nungs(neu)bau 

 Verbesserung der Ab-

schreibungsmöglich-

keiten für Wohnungs-

bauinvestitionen von 

2 auf 3 %. 

   

CSU: Degressive 

AfA für Mietwoh-

nungsneubau. 

     

 Begrenzung steuerli-

cher Abzugsfähigkeit 

von Manager*innen-

gehältern (auf das 15-

Fache des Durch-

schnittseinkommens 

der Beschäftigten in 

dem Betrieb, in dem 

die Manager*in be-

schäftigt ist, begren-

zen). 

 Manager*innengehäl-

ter oberhalb von 

500.000 Euro werden 

nicht mehr zum Ab-

zug als Betriebsaus-

gaben zugelassen. 

Jahresgehälter über 

einer halben Million 

Euro dürfen nicht 

mehr steuerlich ab-

zugsfähig sein. 

 

Steuerliche For-

schungszulage auf bis 

zu 2 Mio. Euro erhö-

hen. 

 Forschung und Ent-

wicklung steuerlich 

fördern. 

 

Die steuerliche Förde-

rung von Forschung 

soll künftig gezielter 

an KMUs und Start-
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ups fließen, ihre 

Wirksamkeit soll eva-

luiert und erhöht wer-

den. 

Steuerliche und admi-

nistrative Hürden für 

die Niederlassung 

großer Venture Capi-

tal Fonds in Deutsch-

land abbauen. 

 Rahmenbedingungen 

für die Bereitstellung 

von Wagniskapital 

verbessern. 

   

Einkommensteuer 

Entlastung kleiner 

und mittlerer Ein-

kommen bei der 

Einkommensteuer. 

Einkommensteuerre-

form zur Entlastung 

kleiner und mittlerer 

Einkommen. Stärkere 

Heranziehung der 

oberen fünf Prozent 

für die Finanzierung 

der wichtigen öffent-

lichen Aufgaben. 

Beim Einkommen-

steuertarif den Mittel-

standsbauch vollstän-

dig abschaffen. 

 

 

 

 

 

Leistungsgerechteren 

linearen Chancentarif 

gestalten. 

Untere und mittlere 

Einkommen durch 

Erhöhung des Grund-

freibetrages, die Ein-

führung einer Kinder-

grundsicherung und 

durch Energiegeld 

entlasten. 

 

 

Alle zu versteuernden 

Einkommen unter 

14.400 Euro im Jahr 

bleiben steuerfrei.  

 

 

 

 

 

Der Steuerverlauf 

wird abgeflacht. 

 

Vollständige steuerli-

che Absetzbarkeit 

von kinderbezogenen 

Ausgaben. 

Steuerlichen Entlas-

tungsbetrag für 

Alleinerziehende  

auf 5.000 Euro erhö-

hen. 

 Anhebung des Freibe-

trags für Alleinerzie-

hende. 

Alleinerziehende mit 

einer Steuergutschrift 

entlasten. 
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Perspektivisch voller 

Grundfreibetrag für 

Kinder; Einstieg in 

ein Kindersplitting. 

 

CSU: Voller Grund-

freibetrag ab 2023; 

volle Absetzbarkeit 

von Kinderbetreu-

ungskosten.  

Ehegattensplitting für 

neu geschlossene 

Ehen ändern. 

Absetzbarkeit von 

Kinderbetreuungskos-

ten ermöglichen.  

 

Verbesserte Absetz-

barkeit von Unter-

haltskosten.  

Für neu geschlossene 

Ehen eine individu-

elle Besteuerung mit 

übertragbarem 

Grundfreibetrag ein-

führen.  

 

Faktorverfahren zur 

Regel etablieren und 

Steuerklasse 5 für Zu-

verdiener*innen ab-

schaffen. 

Geschlechtergerechte 

Steuermodelle statt 

Ehegattensplitting. 

Das nicht ausge-

schöpfte steuerliche 

Existenzminimum 

soll zwischen Eheleu-

ten bzw. Lebens-

partner*innen über-

tragbar sein. 

Einführung eines Fa-

miliensplittings, ver-

bunden mit einer An-

hebung des Kinder-

freibetrages.  

 

 

 Aufschlag von drei 

Prozentpunkten zur 

Einkommensteuer: 

bei Verheirateten für 

den zu versteuernden 

Einkommensanteil 

oberhalb von 500.000 

Euro im Jahr, bei Le-

digen ab 250.000 

Euro im Jahr.  

Spitzensteuersatz erst 

ab einem Einkommen 

von 90.000 Euro.  

 

Der Steuertarif wird 

für alle Steuerzahle-

rinnen und Steuerzah-

ler dadurch zusätzlich 

gestreckt. 

Ab einem Einkom-

men von 100.000 

Euro für Alleinste-

hende und 200.000 

Euro für Paare soll 

der Steuersatz 45 % 

betragen. 

 

Ab einem Einkom-

men von 250.000 

bzw. 500.000 Euro 

greift ein Spitzensteu-

ersatz von 48 %. 

Ab 70.000 Euro zu 

versteuerndem Ein-

kommen im Jahr soll 

ein Steuersatz von 

53 %, bei 260.533 

Euro 60 % und ober-

halb von 1 Million 

Euro 75 % greifen. 

 

Ausgleich der soge-

nannten kalten Pro-

gression durch regel-

mäßige Anpassung 

 Tarif auf Rädern –  

Regelmäßige Anpas-

sung des Steuertarifs 

einschließlich der 

  Automatische gesetz-

geberische Dynami-

sierung der 
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des Einkommensteu-

ertarifs an die allge-

meine Preisentwick-

lung. 

Freibeträge, Freigren-

zen und Pauschbe-

träge an die Entwick-

lung von Gehältern 

und Preisen. 

Anpassung von Kin-

der- und Grundfreibe-

trägen. 

   Neugestaltung der 

Dienstwagenbesteue-

rung. 

Abschaffung des 

Dienstwagenprivi-

legs. 

 

CSU:  

Ausbau der Home-

office-Pauschale und 

Weiterentwicklung 

der Pauschale für mo-

biles Arbeiten i.H.v. 

1.000 Euro (zusätz-

lich zur bestehenden 

Werbungskostenpau-

schale); Handwerker-

bonus auf 2.400 Euro 

verdoppeln. 

 

Dynamische Pendler-

pauschale in Abhän-

gigkeit vom jährli-

chen Durchschnitts-

CO2-Preis, Richt-

wert: 1 Cent mehr 

Entfernungspauschale 

 Steuerliche Erleichte-

rungen für Home-

office. Die vom Ar-

beitgeber gestellte 

Büroausstattung soll 

vom Arbeitnehmer 

steuerfrei genutzt 

werden können. 

  

Erhöhte Werbungs-

kostenpauschale.  

Soweit durch mobiles 

Arbeiten Kosten für 

Arbeitnehmer*innen 

entstehen, müssen 

diese vom Arbeitge-

ber erstattet werden 

oder steuerlich als 

Werbungskosten ab-

setzbar sein.  

Die Entfernungspau-

schale wird durch ein 

Mobilitätsgeld ersetzt, 

das pro Entfernungs-

kilometer zur Arbeits-

stätte allen Arbeitneh-

mer*innen unabhän-

gig von ihrem Ein-

kommen dieselbe 

Steuerbegünstigung 

verschafft. 
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pro 10 Cent höheren 

Spritkosten. 

 

Zuschüsse bei Job- 

ticket nicht mehr auf 

Entfernungspauschale 

anrechnen. 

 

Sparer-Pauschbetrag 

und die Arbeitneh-

mersparzulage erhö-

hen. 

 

CSU: Einkommens-

grenzen für Arbeit-

nehmersparzulage 

einheitlich auf 40.000 

Euro erhöhen. 

Keine Verlustabzugs-

beschränkungen bei 

Einkünften aus Kapi-

talvermögen.  
Einkommensgrenzen für Ar beitnehm ersparzulage ei nheitlich auf 40.000 EUR  er höhen 

 Spekulationsfrist ein-

führen – Sparerfreibe-

trag erhöhen. 

 

Besteuerung von Ka-

pitalerträgen mit indi-

viduellem Steuersatz. 

 

Beibehaltung des 

Sparerfreibetrages.  

 

Für auf Unterneh-

mensebene bereits 

versteuerte Einkom-

men wie Dividenden 

gilt wieder generell 

das Teileinkünftever-

fahren. 

Abschaffung der Ab-

geltungsteuer  

 

 

Einschränkungen der 

Verrechnung von 

Verlusten aus Kapi-

talvermögen sowie 

den Sparerpauschbe-

trag beibehalten. 

 

Doppelbesteuerung 

von Renten durch 

schnelle Umsetzung 

der Vorgaben des 

Bundesfinanzhofs 

verhindern. 

 Doppelbesteuerung 

von Renten verhin-

dern.  

 

 Doppelbesteuerung 

der Renten abschaf-

fen. Anhebung des 

steuerfreien Existenz-

minimums auf 14.400 

Euro im Jahr. 

Anpassung der recht-

lichen Regelungen 

der Rentenbesteue-

rung, um Doppelbe-

steuerung zu verhin-

dern. 
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 Abschaffung der nach 

einer Zehn-Jahres-

Frist geltenden Steu-

erfreiheit für Veräu-

ßerungsgewinne nicht 

selbst genutzter 

Grundstücke.   

Wiedereinführung ei-

ner Spekulationsfrist 

von drei Jahren für 

private Veräuße-

rungsgewinne aus 

Wertpapieren. 

Abschaffung der nach 

einer Zehn-Jahres-

Frist geltenden Steu-

erfreiheit für Veräu-

ßerungsgewinne von 

Grundstücken und 

Immobilien. 

 

Abschaffung der 

Steuerfreiheit für an-

dere Veräußerungs- 

gewinne (z.B. Handel 

mit Edelmetallen,  

Rohstoffen oder 

Kryptowerten). 

Abschaffung der 

Steuerfreiheit privater 

Immobilienverkäufe 

unter Berücksichti-

gung eines individuel-

len Freibetrags. 

Steuerliche Sonderab-

schreibung für die ei-

gengenutzte Immobi-

lie. 

Verbesserung der 

Mitarbeiterkapitalbe-

teiligung und Harmo-

nisierung in der EU. 

 Freibetrag für Mitar-

beiterkapitalbeteili-

gungen (1.000 Euro).  

   

Steuerliche Berück-

sichtigung haushalts-

naher Dienstleistun-

gen verbessern. 

 Steuerliche Berück-

sichtigung haushalts-

naher Dienstleistun-

gen verbessern. 

   

Ausweitung von 

steuer- und sozialab-

gabenfreien Sachzu-

wendungen für Ar-

beitnehmer aus- 

weiten. 
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Gewinne aus vermö-

genswirksamen Leis-

tungen sollten nach 

der Mindesthaltefrist 

steuerfrei sein. 

 Unabhängig vom Ar-

beitgeber das steuer- 

und abgabenfreie An-

sparen für Weiterbil-

dungsangebote und 

Bildungsauszeiten er-

möglichen. 

   

Solidaritätszuschlag 

Schrittweise Abschaf-

fung des Solidaritäts-

zuschlags für alle.  

Beibehaltung des 

Solidaritätszuschlags. 

Solidaritätszuschlag 

komplett abschaffen.  

 Beibehaltung und 

Umbau des Solidari-

tätszuschlags. 

Abschaffung des Soli-

daritätszuschlages. 

Vermögensteuer 

Keine Wiedereinfüh-

rung der Vermögen-

steuer. 

Wiedereinführung der 

Vermögensteuer. 

Keine neue Substanz-

besteuerung: weder 

durch Vermögensab-

gabe noch durch eine 

-steuer. 

Einführung einer Ver-

mögensteuer (1 Pro-

zent/Jahr) für Vermö-

gen von mehr als 

2 Mio. Euro/Person. 

Begünstigungen für 

Betriebsvermögen.  

Einführung einer Ver-

mögensteuer mit ei-

nem progressiven 

Steuertarif von bis zu 

5 %. Freibetrag 

1 Mio. Euro pro Per-

son (5 Mio. Euro 

Betriebsvermögen). 

 

Vermögensabgabe 

(10–30 %, zahlbar 

über 20 Jahre) auf 

Vermögen >2 Mio. 

Euro mit Freibeträgen 

wie bei VSt – Auf-

kommen 310 Mrd. 

Euro in 20 Jahren. 

Abschaffung von 

Substanzsteuern 

(Grund-, Vermögens-, 

Erbschaft- und Schen-

kungsteuer). 
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Erbschaftsteuer 

Keine Erhöhung der 

Erbschaftssteuer.  

Reform der Erb-

schaftsteuer. 

 

 

Durch eine Mindest-

besteuerung sollen 

Überprivilegierungen 

großer Betriebsver-

mögen abgeschafft 

werden (auch bei ver-

mögenshaltenden Fa-

milienstiftungen)  

 

 

Ablehnen von Ver-

schärfungen bei der 

Erbschaftsteuer. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Erbschaftsteuer auf 

hohe Erbschaften er-

höhen.  

 

Privilegien für Be-

triebsvermögen bei 

Erbschaften und 

Schenkungen sollen 

entfallen.  

 

 

 

Nutzung gemeinnüt-

ziger Stiftungen zur 

Steuervermeidung 

muss stärker einge-

schränkt werden. 

Abschaffung der Erb-

schaftsteuer 

Digitalisierung Besteuerungsverfahren 

Verbesserung der 

vorausgefüllten Steu-

ererklärung bereits ab 

Frühjahr 2022 für den 

Veranlagungszeit-

raum 2021. 

 

Ermöglichung der 

Abgaben von Steuer-

erklärungen in 

 Easy Tax – einfache 

Steuererklärung  

 

Vollständige Steuer-

erklärungen vom Fi-

nanzamt vorbereitet, 

die von den Betroffe-

nen nur noch bestätigt 

werden müssen 

Steuererklärung per 

App. 
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einfachen Fällen mit 

einer App. 

Bürokratiefreies Jahr 

nach Gründung und 

minimale Belastung 

im 2. Jahr u.a. durch 

steuerliche Regelun-

gen. 

     

Diverse Verbrauchsteuern 

  Schaumwein- und 

Zwischenerzeug-

nissteuer, die Bier- 

und Kaffeesteuer ab-

schaffen. 

 Abschaffung der 

Schaumweinsteuer. 

Abschaffung der 

Energie-, Schaum-

wein- und Kaffee-

steuer. Weiterhin Ab-

schaffung Bier-, Ver-

gnügungs-, Schank- 

erlaubnissteuer sowie 

Jagd-, Fischerei- und 

Zweitwohnungs-

steuer. 

    Steuerliche Begünsti-

gung des Konsums 

von E-Zigaretten. 

 

Energiesteuern 

Energiebezogene 

Steuern, Umlagen 

und Entgelte stärker 

auf CO2-Ausstoß 

ausrichten. 

 

 

 

 

 

 

 

Absenkung der Ener-

giebesteuerung, Sen-

kung der Stromsteuer 

auf EU-Mindestmaß. 

 

Umfassende Steuer- 

und Abgabenreform, 

um Sektorenkoppe-

lung voranzubringen.  

 

 

Ungerechtfertigte In-

dustrierabatte bei 

Ökosteuer, Netzent-

gelten, Emissionshan-

del und im EEG müs-

sen entfallen.  

Jegliche Form der 

CO2-Besteuerung ist 

abzuschaffen. 
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Ausbau des EU-

Emissionshandels. 

 

 

Einführung eines 

CO2-Grenzausgleichs 

auf europäischer 

Ebene. 

 

 

 

 

Einführung einer 

CO2-Grenzabgabe. 

Speichertechnologien 

von Abgaben und 

Umlagen befreien. 

 

Emissionshandel auf 

alle Sektoren auswei-

ten.  

 

Einführung einer 

Klimadividende. 

 

Reform des EU-

Emissionshandelssys-

tems.  

 

CO2-Grenzausgleich. 

 

 

 

 

CO2-Grenzausgleich.  

 

Senkung Stromsteuer 

für private Verbrau-

cher. 

Abschaffung der 

EEG-Umlage. 

Abschaffung der 

EEG-Umlage. 

Abschaffung der 

EEG-Umlage. 

Senkung der EEG-

Umlage und Einfüh-

rung eines Energie-

geldes. 

 Streichung der EEG-

Umlage. 

   Sollte ein lenkender 

CO2-Preis auf euro-

päischer Ebene nicht 

schnell genug erreicht 

sein, auf einen natio-

nalen CO2-Mindest-

preis im ETS für  

Industrie und Strom 

von 60 Euro pro 

Tonne CO2 setzen 

  

Verbesserung der 

steuerlichen Förde-

rung der energe- 

  Steuerbegünstigungen 

für Eigenheimbesit-

zer, um klima- 
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tischen Gebäude- 

sanierung.  

 

Schnellere Abschrei-

bung für gewerbliche 

Investitionen, die ei-

nen Beitrag zu Ener-

gieeffizienz und zum 

Klimaschutz leisten.  

 

Verbesserte steuerli-

che Absetzbarkeit 

von Investitionen in 

Klimatechnologien. 

 

CSU: degressive Ab-

schreibung, „Klima-

AfA“. 

Für Gewerbetrei-

bende bessere steuer-

liche Rahmenbedin-

gungen für Heizungs-

austausch und den 

Aufbau von Solaran-

lagen. 

Klimabonus für pri-

vate klimafreundliche 

Investitionen von bis 

zu 10.000 Euro 

freundlichen Umbau 

zu ermöglichen.  
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(steuerliche Erstat-

tung von 20 % der 

Kosten). 

Finanztransaktionsteuer 

Einführung einer 

europäische Finanz-

transaktionssteuer mit 

breiter Bemessungs-

grundlage. 

Einführung einer 

Finanztransaktions-

steuer, möglichst im 

Einklang mit europäi-

schen Partnern.  

 Einführung einer EU-

weiten Finanztransak-

tionssteuer mit breiter 

Bemessungsgrund-

lage. 

Finanztransaktions-

steuer: bei jeder Fi-

nanztransaktion soll 

ein Steuersatz von 

0,1 % fällig werden. 

 

Umsatzsteuer 

Eindämmen des Um-

satzsteuerbetrugs. 

 

 

 

Erhöhung der 

Schwellenwerte für 

die Abgabe von Um-

satzsteuervoranmel-

dungen. 

Ausweitung der Ist-

Versteuerung. 

Umsatzsteuerbetrug 

bei Karussellgeschäf-

ten auf europäischer 

Ebene beenden.  

 Ungerechtfertigte 

Ausnahmen bei der 

Umsatzsteuer ab-

schaffen. 

  

CSU: Dauerhafte 

Senkung des Mehr-

wertsteuersatzes für 

Speisen in der Gastro-

nomie auf 7 %. Ver-

minderter MwSt-Satz 

  Einführung eines re-

duzierten Mehrwert-

steuersatz für Repara-

turdienstleistungen. 

 

Einführung ermäßig-

ter Steuersätze für 

Senkung des Mehr-

wertsteuersatzes auf 

7 % für Reparatur-

dienstleistungen und 

Demontage. 

 

Absenkung der Mehr-

wertsteuer für Artikel 

des Kinderbedarfs auf 

den reduzierten Satz. 
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für regionale Lebens-

mittel. 

pflanzliche Milch- 

alternativen und für 

fair gehandelten Kaf-

fee. 

Einführung ermäßig-

ter Steuersätze für ar-

beitsintensives Hand-

werk, Produkte für 

Kinder sowie Arznei-

mittel. 

 

Voller Mehrwertsteu-

ersatz für Flugtickets 

ins Ausland. 

Kerosin-/Luftverkehrsteuer 

Befreiung der Luft-

verkehrsteuer für 

Flüge mit alternativen 

Kraftstoffen.  

 Abschaffung der 

Luftverkehrsteuer.  

Einführung einer eu-

ropäischen Kerosin-

steuer. Bis diese in 

der EU umgesetzt ist, 

Einführung einer Ke-

rosinsteuer für inner-

deutsche Flüge.  

Einführung einer ein-

heitlichen Kerosin-

steuer in der EU.  

Abschaffung der 

Luftverkehrsteuer.  

Grunderwerbsteuer 

Freibetrag i.H.v. 

250.000 Euro für Er-

wachsene plus 

100.000 Euro pro 

Kind beim erstmali-

gen Erwerb von 

selbstgenutztem 

Wohnraum. 

 Freibetrag  

von bis zu 500.000 

Euro für natürliche 

Personen einführen. 

Steuersatz der Grund-

erwerbssteuer für 

große Wohnungsun-

ternehmen erhöhen 

und für Selbstnut-

zende senken. 

 Einmalige Grunder-

werbssteuerbefreiung 

für den Erwerb von 

selbstgenutztem 

Wohnungseigentum. 

 

Erhöhung der  

Grunderwerbsteuer 

auf 20 % für Käufer 

ohne deutsche  
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Staatsbürgerschaft 

mit Wohnsitz im Aus-

land. 

 

Befreiung von der  

Grunderwerbsteuer 

für landwirtschaftli-

che Existenzgründer. 

 Share Deals bekämp-

fen. 

Share Deals bekämp-

fen. 

Share Deals bekämp-

fen. 

Share Deals unterbin-

den. 

 

Gewerbesteuer/Kommunalfinanzen 

Erhöhung des Um-

satzsteueranteils der 

Länder und Kommu-

nen. 

 Gewerbesteuer been-

den, Finanzierung der 

Kommunen auf eine 

neue Grundlage stel-

len. 

Kommunaler Zu-

schlag mit eigenem 

Hebesatzrecht auf die 

Körperschaftsteuer 

und auf die zuvor ab-

gesenkte Einkom-

mensteuer. 

 

Erhöhung des Um-

satzsteueranteils der 

Länder und Kommu-

nen. 

Für 2021 und 2022 

sollen die Gewerbe-

steuerausfälle voll-

ständig durch Bund 

und Länder übernom-

men werden. 

Reform der Gewerbe-

steuer in eine Ge-

meindewirtschaft-

steuer. 

Änderung des Vertei-

lungsschlüssels der 

großen Steuerarten zu 

Gunsten der Kommu-

nen als Ersatzeinnah-

men. 

 


